





Europa von der öffentlichen Agenda fernzuhal-
ten (Mair 2005, Thomassen et al. 2004).
Dies bedeutet jedoch noch lange nicht, dass
EU-Kampagnen sich unter bestimmten Bedin-
gungen nicht wandeln und dabei Charakteristi-
ka von sogenannten ‚first-order‘-Kampagnen –
die normalerweise dem nationalen Kontext zu-
geordnet werden – erhalten könnten. Auf der
Grundlage von Eijk and Franklin (Eijk/Fran-
klin 2004) zeigen Kriesi et al. (2006) zum Bei-
spiel, dass aktuell traditionelle, nationale Konf-
liktlinien im Zuge der EU-Integration neu inter-
pretiert werden. So kann die sozio-ökonomi-
sche Konfliktlinie nicht mehr nur rein national-
staatlich, sondern auch bezüglich der Frage ‚Frei-
handel versus nationaler Protektionismus‘ ge-
deutet werden. Auch der kulturellen Konfliktli-
nie wird ein neuer Interpretationsrahmen be-
züglich Europa hinzugefügt, der sich zwischen
den Polen ‚nationale Souveränität‘ und ‚kos-
mopolitische Werte‘ bewegt. Diese neu entste-
hende Konfliktlinie zwischen Integration und
Abgrenzung spiegelt sich mittlerweile auch im
Parteiensystem der Länder wider (Grande 2008).
Von der‚second‘- zur
‚first-order‘-Kampagne?
Ob, wie und unter welchen Bedingungen sich
dabei auch die EU-Kampagnen nationaler Par-
teien ändern und welche Effekte auf die Bevöl-
kerung solche veränderten Kampagnen zeitigen,
sind bisher offene Fragen. Genau hier setzt das
Forschungsprojekt an. Es zielt darauf ab, die
Strategien und Effekte von Parteikampagnen im
Kontext der Europawahl 2009 zu untersuchen.
Dabei rücken nationale Parteien in den Fokus,
sind sie doch der Hauptvermittlungsmechanis-
mus zwischen den Bürgern der EU und der
europäischen Politik und damit, wie oben be-
schrieben, die strategischen Entscheider, wel-
che Rolle Europa selbst in den Kampagnen
spielt. Der Kontext der Wahlen zum Europapar-
lament als einziger direkt gewählter Institution
der Union bietet darüber hinaus die einzigartige
Die Wahlen zum Europäischen Parlament gel-
ten gemeinhin als ‚second-order-elections‘
(Reif/Schmitt 1980). Solche Wahlen zeichnen
sich durch Kampagnen aus, die mit wenig Geld,
Engagement und häufig zweitrangigen Politi-
kern nationale Themen, Köpfe und Konflikte
beleuchten. Die Forschung schreibt diesen un-
auffälligen Kampagnen meist nur schwache Ef-
fekte im Bezug auf die Mobilisierung oder Ein-
stellungsbildung der Bürger bezüglich der Eu-
ropäischen Union zu (u.a. Holtz-Bacha 2005).
Sucht man nach den Gründen für diese Be-
sonderheit von EU-Kampagnen, dann ließe sich
auf die Bürger verweisen, auf ihr fehlendes In-
teresse an der europäischen Integration. Ob sich
diese Argumentation jedoch so halten lässt,
scheint fraglich. So identifizieren Forscher ein
Konfliktpotenzial bezüglich der EU-Einstellun-
gen der Bürger, das mehr Sprengkraft haben
könnte als traditionelle Links-Rechts-Orientie-
rungen (u.a. Eijk/Franklin 2004, siehe unten).
Auch das Scheitern der letzten EU-Referenden
in Frankreich, den Niederlanden und in Irland
deutet auf eine kritische Auseinandersetzung der
Bürger mit Europa hin. Alternativ oder zumindest
ergänzend kann ein zweiter Faktor helfen zu
verstehen, warum Kampagnen bei Europawah-
len lediglich ‚second-order‘ sind: die nationa-
len Parteien. Sie entscheiden, ob und wie EU-
Themen, -Konflikte und -Akteure in den natio-
nalen Wahlkämpfen thematisiert werden (u.a.
Adam 2007a, Adam 2007b, Hix 2005). Für sie
ist es eine strategische Entscheidung, Europa
öffentlich zu domestizieren. Aus Angst, über
die Frage der EU-Integration Wähler zu verlie-
ren, bzw. parteiinterne Konflikte heraufzube-
schwören, kann es – zumindest für die großen
Parteien – eine strategische Entscheidung sein,









































Gelegenheit, die Mechanismen und Effekte der
Thematisierung europäischer Themen in der
öffentlichen Arena zu untersuchen – und dies
international vergleichend.
Ob und unter welchen Bedingungen natio-
nale Parteien in ihren Kampagnen zur Europa-
wahl europäische Themen und Akteure präsen-
tieren und wie sie dabei die kulturelle und öko-
nomische Konfliktlinie interpretieren, ist die
erste Fragestellung unseres Projektes. Wir ge-
hen davon aus, dass die Artikulationsbereit-
schaft nationaler Parteien je nach Land variiert
(Kriesi 2005): In Ländern, in denen die Bevöl-
kerung sehr kritisch gegenüber der EU einge-
stellt ist, sollte die Bereitschaft nationaler Par-
teien größer sein, sich mit EU-Themen und -Ak-
teuren auseinanderzusetzen und sich auf den
relevanten Konfliktlinien bezüglich Europa zu
positionieren als in Ländern, in denen die Un-
terstützung für Europa dominiert und damit der
moderate, pro-europäische Konsens (u.a. Hoog-
he/Marks 2002) der Volksparteien mitgetragen
wird. Dieser Hypothese liegt die Annahme
zugrunde, dass die Parteistrategen die Wahl-
kampfkommunikation auf die öffentliche Mei-
nung abstimmen.
Darüber hinaus erwarten wir Unterschiede
zwischen nationalen Parteien. So zeigt die For-
schung (Hix 1999; Hooghe/Marks 2002; Krie-
si 2007), dass EU-kritische Positionen primär
von Parteien am Rande des Links-Rechts-Spek-
trums formuliert werden. Solche kritischen Po-
sitionen bieten sich als Wahlkampfthema an, da
sie von den großen, meist europa-freundlichen
Parteien, nicht vertreten werden. Wir vermuten
daher, dass ein Wandel hin zu ‚first-order‘-Kam-
pagnen bezüglich Europa in den Ländern statt-
findet, in denen euroskeptische/-kritische Par-
teien (bezüglich der Differenzierung siehe Ko-
pecký/Mudde 2002) Bedeutung haben. Wenn
diese europakritischen Parteien ihre Kampag-
nen auf Europa ausrichten, könnte dies auch die
Volksparteien zwingen, sich mit Themen, Ak-
teuren und Positionen bezüglich der EU ausein-
anderzusetzen. Erste empirische Belege für die-
se spill-over-Effekte liefern Steenbergen und
Scott (2004). Da in Westeuropa die Kritik an
der EU vorwiegend von rechten Parteien aus-
geht, sind es die pro-europäischen Konservati-
ven, die primär dem Druck ausgesetzt sind, sich
zu (re-)positionieren (Kriesi 2007). In Osteur-
opa hingegen geht Mobilisierung primär von
den ehemaligen Kommunisten aus (Marks et al.
2006), wodurch hier die gemäßigten Sozialde-
mokraten einem stärkeren Druck zur Positio-
nierung ausgesetzt sind.
Auch mögliche Muster der Auseinanderset-
zung in EU-Kampagnen lassen sich aus dem
Parteisystem eines Landes ableiten. So ist zu
erwarten, dass linke und rechte Parteien bezüg-
lich der europäischen Integration unterschiedli-
che Aspekte auf die Agenda setzen (Kriesi 2007,
Marks et al. 2006). Mobilisierung gegen Euro-
pa von Seiten linker Parteien wird primär auf
ökonomische Gründe verweisen, lehnen diese
Parteien doch die vorherrschende Logik des
wirtschaftlichen, kapitalistischen Freihandels ab
und ziehen wohlfahrtsstaatliche und protektio-
nistische Maßnahmen vor. Die Rechten hinge-
gen thematisieren Europa auf einer kulturellen
Dimension. Sie betonen die Bedeutung traditio-
neller Werte, nationaler Souveränität und natio-
naler Identität. In Osteuropa lässt sich diese klare
Einteilung nicht halten: hier sind es die ehema-
ligen Kommunisten, die sowohl Europa als Frei-
handelsraum, als auch die kosmopolitische Ge-
meinschaft, in der nationale Souveränität abge-
schwächt wird, ablehnen.
Über die Analyse systematischer Unterschie-
de bei der Gestaltung von Wahlkämpfen hinaus
fragen wir, ob solche veränderten ‚first-order‘-
EU-Kampagnen – mit Fokus auf europäische
Themen, Akteure und Positionen – andere Ef-
fekte auf die Bürger haben als die klassischen
‚second-order‘-Kampagnen, in denen Nationa-
les debattiert wird. Wir vermuten hier, dass sich
durch Kampagnen, die die EU in den Mittel-
punkt stellen und das Thema Europa politisie-
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ren, ein Wissensgewinn der Bürger über Euro-
pa einstellt. Sogenannte ‚first-order‘-Kampag-
nen sollten auch das Potenzial haben, EU-Ein-
stellungen zu verändern, da Bürger mit Überle-
gungen zu Europa konfrontiert werden. Die
Richtung der Einstellungsänderung wäre dabei
abhängig von der Botschaft und den individuel-
len Prädispositionen (Zaller 1992). ‚First-or-
der‘-Kampagnen könnten darüber hinaus das
Potenzial haben, Nicht-Wähler zur Stimmabga-
be zu bewegen. Da in unserem Projekt verschie-
dene Charakteristika von ‚first-order‘-Kampa-
gnen erhoben werden, können wir testen, wel-
che Faktoren, bzw. welche Faktorenkombinati-
on für bestimmte Effekte ausschlaggebend sind.
Ein ländervergleichendes
Untersuchungsdesign
Um die Hypothesen bezüglich der Strategien
und Effekte von Parteikampagnen zu testen,
muss auf ein vergleichendes Untersuchungsde-
sign zurückgegriffen werden. Ein solches De-
sign basiert auf den Annahmen, dass Unter-
schiede in den Einstellungen der Bevölkerung
(H1) und Unterschiede im Parteisystem (H2,
H3) Varianz in den Kampagnenstrategien und
damit auch den Effekten zeitigen (H4).
Auf der Grundlage einer Analyse von Euro-
barometer-Daten (EU-Commission 2007) las-
sen sich Länder auswählen, in denen sich die
Haltung der Bevölkerung zur EU unterschei-
det. Dabei entpuppen sich die Bevölkerungen
von Großbritannien, Schweden, Ungarn und
der Tschechischen Republik als eher europa-
skeptisch. In diesen Ländern bewertet ein sub-
stantieller Teil der Bevölkerung die Mitglied-
schaft in der Union negativ, sieht die Zukunft
pessimistisch und hat ein negatives Bild von
der Gemeinschaft. Demgegenüber wurden Po-
len, die Niederlande und Deutschland als Län-
Forschungsjournal NSB, Jg. 22, 2/2009
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der ausgewählt, in denen die EU-Unterstützung
in der Bevölkerung höher, d.h. das Mobilisie-
rungspotenzial geringer ist.
Um die Parteiensysteme zu kategorisieren,
greifen wir auf Experteneinschätzung (u.a. Hix
2005; Kopecký/Mudde 2002; Mair 2005; Mit-
tag/Wessels 2003) und die letzten Ergebnisse
nationaler und europäischer Wahlen zurück. Eine
solche Analyse erlaubt uns, Länder danach zu
differenzieren, ob pro-europäische Parteien do-
minieren oder ob EU-kritische/-skeptische Par-
teien Bedeutung haben, da sie bei vorangegan-
genen Wahlen einen substantiellen Anteil der
Stimmen gewinnen konnten. In Großbritannien
(hier hat die konservative Partei die Funktion
einer rechts-gerichteten, populistischen Partei
übernommen (Grande 2008)), den Niederlan-
den, Polen und der Tschechischen Republik
spielen EU-kritische/-skeptische Parteien eine
bedeutende Rolle. Dabei gibt es Europagegner
sowohl auf der rechten, als auch auf der linken
Seite des Parteienspektrums. In Schweden fal-
len die Wahlerfolge der Europagegner etwas
schwächer aus. Kaum Bedeutung kommt ihnen
in Deutschland und Ungarn zu.
Führt man diese zwei Dimensionen – Be-
völkerungseinstellungen zu Europa und EU-
kritische Parteien – zusammen, dann ergibt sich
ein Vier-Felder-Untersuchungsdesign, in das
wir die Länder einordnen können. Dabei ist zu
beachten, dass die Felder in der Realität nicht
strikt trennbar sind, sondern eher durch ein
Kontinuum beschrieben werden müssten. In
Großbritannien und der Tschechischen Repub-
lik ist die Wahrscheinlichkeit am größten, dass
Europa ein Thema in den Parteikampagnen wird:
hier gibt es Mobilisierungspotenzial sowohl auf
Seiten der Bevölkerung, als auch auf Seiten der
nationalen Parteien. Deutschland hingegen ist
das Land, von dem wir vermuten, dass Kampa-
gnen ihren ‚second-order‘-Charakter nicht ver-
lieren, zu gering scheint hier das Mobilisierungs-
potenzial. Die anderen vier Länder nehmen eine
Mittelposition ein. In Schweden und Ungarn
sind es die Bevölkerungseinstellungen, in den
Niederlanden und Polen sind es die Parteien,
die einen Abschied von ‚second-order‘-Kam-
pagnen denkbar machen.
Weil für die jeweiligen Kombinationen
jeweils ein altes und ein neues EU-Mitglieds-
land vorgesehen ist, wird nicht nur bezüglich
der Bevölkerungshaltung und des Parteisystems
differenziert, sondern das Design erlaubt auch




Um die Strategien und Effekte von Parteikam-
pagnen im Kontext der Europawahl in den sie-
ben gewählten Ländern empirisch zu erheben,
greifen wir auf zwei Methoden zurück: Quanti-
tative Inhaltsanalysen und Online-Experimen-
te. Mit Hilfe der Inhaltsanalysen untersuchen
wir, ob, wie und unter welchen Bedingungen
Parteien Kampagnen im Stil von ‚first-order-
contests‘ durchführen. Um die Strategien der
Parteien zu ermitteln, analysieren wir die Kam-
pagneninstrumente, mit denen sich die Parteien
direkt an die Bürger wenden, ohne den Selekti-
onsfilter der Medien durchdringen zu müssen.
Die wichtigsten dabei sind TV-Spots und Pla-
kate (Dillenburger et al. 2005; Esser et al. 2005).
Diese Kampagneninstrumente werden verglei-
chend auf der Basis eines standardisierten Co-
debuchs analysiert. Dabei stehen drei Kriterien
im Vordergrund: (1) Themen, (2) Akteure und
(3) Framing der und Positionierung auf Konf-
liktlinien. Mit Hilfe dieser drei Kriterien kann
analysiert werden, ob Kampagnen eher ‚first-‘
oder ‚second-order‘ sind und wie die Muster
der Diskussion aussehen. So lässt sich z.B. be-
züglich der Themen und Akteure ermitteln, ob
nur nationale, ob nationale und europäische, ob
primär europäische oder ob gar internationale
Aspekte in den Vordergrund rücken. Bezüglich
der Konfliktlinien ließe sich von ‚first-order‘-
Kampagnen sprechen, wenn ökonomische und
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kulturelle Konflikte mit Bezug auf Europa in-
terpretiert würden.
Um die Effekte der Parteikampagnen auf die
Bürger – auf ihr Wissen, ihre Einstellungen und
ihre Verhaltensabsichten – zu untersuchen, grei-
fen wir auf Online-Experimente zurück. Bei die-
sen nutzen wir typische Spots oder Plakate, de-
ren Charakteristika mit Hilfe der Inhaltsanalyse
kategorisiert wurden, als Stimulus. Vor und nach
dem Einsatz dieser Stimuli werden die Proban-
den eines Pre- und eines Posttests zu ihrem
Wissen über, ihren Einstellungen zu Europa,
ihren relevanten politischen Prädispositionen
und ihren Wahlabsichten bei der Europawahl
2009 befragt (vgl. z.B. Maier/Maier 2008).
Selbstverständlich stellen Experimente dabei
künstliche Rezeptionssituationen dar, da die
Probanden einem Stimulus ausgesetzt werden,
den sie außerhalb der Experimentalsituation
eventuell gar nicht oder nur beiläufig wahrneh-
men würden. Möchte man jedoch den Effekt
von spezifischen Charakteristika von Kampag-
nenbotschaften ermitteln, ist das Experiment der
einzig gangbare Weg.
Folgen für die Europäische Union
Warum beschäftigen wir uns mit einem mög-
lichen Wandel von ‚second-‘ zu ‚first-order‘-
Kampagnen, deren Bedingungsfaktoren und
möglichen Wirkungen? Kurz gesagt: ‚First-
order‘-Kampagnen wären ein Indikator für
einen grundlegenden Wandel der EU. Die eu-
ropäische Integration selbst würde zur Streit-
frage, die EU politisiert. Aus einer demokra-
tietheoretischen Perspektive wäre dies posi-
tiv zu beurteilen: eine europäische Demokratie
erfordert, dass Bürger über die EU informiert
sind und dass Parteien eine klare Position be-
züglich derselben beziehen. Für die nationa-
len Parteien jedoch wäre eine solche Politi-
sierung Europas eine Herausforderung: sich
klar bezüglich Europa zu positionieren scheint
u.a. deshalb schwierig für sie zu sein, da die
klassische Links-Rechts-Dimension zumin-
dest in Westeuropa nicht systematisch mit der
Frage bezüglich Integration oder Abgrenzung
in Europa verbunden ist (Hix 2005, Marks et
al. 2006). Mögliche Konsequenzen sind in
Frankreich schon Realität geworden, wo na-
tionale Parteien aufgrund des Streits über
Europa auseinandergebrochen sind. Auch aus
der Perspektive der politischen Handlungsfä-
higkeit in der EU kann eine solche Politisie-
rung als zweischneidiges Schwert gesehen
werden. Würde die EU-Politik abhängig von
den Wünschen und Vorstellungen der Bür-
ger, dann würde dies einerseits bedeuten, dass
gut eingespielte Verfahren der Entscheidungs-
findung hinter verschlossenen Türen auf dem
Spiel stünden. Andererseits, im Lichte des
schwindenden permissiven Konsenses inner-
halb der Bevölkerung, scheint es immer un-
wahrscheinlicher, dass die EU-Integration
ohne die Zustimmung der Bürger weiter vor-
angetrieben werden kann. Aus dieser Pers-
pektive stellt eine Politisierung der EU-Inte-
gration auch eine Chance dar: so zeigt die
Forschung deutlich, dass Debatten und Aus-
einandersetzungen nicht nur Euroskeptizis-
mus hervorrufen müssen, sondern dass eine
hohe Bedeutung von Europa in öffentlichen
Debatten auch die Identifikation mit Europa
befördern kann (Risse 2004).
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ren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) und weite-
re Bundesministerien sowie alle Bundesländer.
Zudem sind Unternehmen und Gewerkschaf-
ten als Vertreter des Bereiches Wirtschaft/Ar-
beitsleben im BBE aktiv. Gemeinsam verfolgen
sie im Netzwerk das Ziel der Stärkung von Bür-
gerengagement und Zivilgesellschaft über den
bereichs- und sektorübergreifenden Austausch
und Dialog.
Die Förderung von Engagement- und Betei-
ligungsformen sieht das BBE als gesellschafts-
politische Aufgabe, die sich nicht auf einzelne
Engagement- und Politikfelder beschränkt, son-
dern sämtliche Bereiche umfasst. In Deutsch-
land hat sich dieser neue Ansatz der bereichs-
übergreifenden Vernetzung (Soziales, Kultur,
Umwelt, Sport, Senioren, Frauen, Jugend etc.)
und einer Vernetzung der Sektoren Staat, Wirt-
schaft und Bürgergesellschaft bereits bewährt:
Durch das BBE können Entwicklungsbedarfe
zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für
das bürgerschaftliche Engagement und der en-
gagementpolitischen Infrastrukturentwicklung
kontinuierlich formuliert und kommuniziert
werden.
Das BBE sieht diese Aufgabe aber explizit
nicht nur auf deutscher Ebene. Die fortschrei-
tende europäische Integration lässt Bürgerde-
mokratie und -partizipation nicht mehr an natio-
nalen Grenzen halt machen: Bürgerinnen und
Bürger wollen auch auf europäischer Ebene über
ihre Belange mitentscheiden. Seit seiner Grün-
dung im Jahr 2002 sind zwei der grundlegen-
den Ziele des BBE daher die Vernetzung natio-
naler bürgergesellschaftlicher Bündnisse und
Stärkung ihrer Interessenvertretungen auf eu-
ropäischer Ebene sowie der Austausch und die
Kooperation mit Netzwerken anderer europäi-
scher Länder.
Bis ins Jahr 2005 hat eine BBE-Arbeitsgrup-
pe dazu wichtige Vorarbeiten geleistet: Es wur-
den sowohl Kontakte zu Institutionen und Ko-
operationspartnern auf europäischer Ebene auf-




Stärkung von Engagement und
Partizipation in Europa
Das Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Enga-
gement (BBE) ist ein trisektorales Netzwerk, in
dem sich Organisationen aus dem Dritten Sek-
tor, aus Politik und Verwaltung sowie aus der
Wirtschaft zusammengeschlossen haben, um sich
in nachhaltiger Weise für rechtliche, institutio-
nelle und organisatorische Rahmenbedingun-
gen bürgerschaftlichen Engagements einzuset-
zen. Insgesamt hat das BBE inzwischen 215
Mitglieder. Dazu gehören z.B. die großen Wohl-
fahrtsverbände, die beiden christlichen Kirchen,
Dachverbände und Verbände der Bereiche Kul-
tur, Sport und Umwelt, Jugend, Senioren, Frauen
und Migration, Stiftungen, Freiwilligenagentu-
ren, Selbsthilfeverbände und -kontaktstellen,
Seniorenbüros, die kommunalen Spitzenverbän-
de, das Bundesministerium für Familie, Senio-
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